

gegenüber einem PRÜF-Verfahren auf die Verfassungsmäßigkeit einer Partei herrscht Angst – Angst vor dem politischen Erfolg dieser Partei. Immer wieder heißt es, manche Parteien seien inzwischen zu groß und zu bedeutend. Eine verfassungsrechtliche Prüfung könne ihnen sogar nutzen, weil sie sich als Opfer staatlicher Willkür inszenieren könnten.
Diese Überlegung mag nachvollziehbar sein. Dennoch ist sie problematisch. Die Größe einer Partei kann kein Argument dagegen sein, verfassungsrechtliche Konsequenzen zu ziehen, wenn sie eine Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung darstellt.
Eine Brandmauer gegen rechtsextreme Parteien muss durch verfassungsrechtliche Konsequenzen ergänzt werden. Denn eine Brandmauer wird mit der Einschätzung begründet, die betreffende Partei sei eine verfassungsfeindliche Partei. Wenn diese Einschätzung zutrifft, muss das Verfassungsgericht prüfen, ob die Partei verfassungswidrig ist und aufgelöst werden muss.
Die verfassungsrechtlich gebotene Auflösung einer Partei, wird häufig mit dem Argument abgelehnt, es würde demokratische Grundsätze verletzen. Doch Demokratie bedeutet nicht uneingeschränkte Mehrheitsherrschaft, sondern Herrschaft des Volkes im Rahmen der Verfassung. Das Grundgesetz sieht ausdrücklich die Möglichkeit vor, Parteien auf ihre Verfassungswidrigkeit zu prüfen und ggf. aufzulösen, um die freiheitliche demokratische Grundordnung zu schützen.
Wer bestimmte Parteien als ernsthafte Gefahr für die demokratische Ordnung betrachtet, sollte deshalb nicht allein auf eine politische Brandmauer setzen. Die Einleitung eines Prüfverfahrens wäre zunächst eine verfassungsrechtliche Prüfung durch das zuständige Gericht – und zugleich ein Zeichen dafür, dass der Schutz der Demokratie ernst genommen wird.
Die Angst vor der Einleitung eines PRÜF-Verfahren ist unbegründet! Deshalb bitte ich Sie, auf ein solches Prüfverfahren hinzuwirken.

